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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.1.1 Zur Zusammenstellung der Rechtsgrund-
lagen weisen wir auf die aktuelle Ände-
rung der GemO BW hin und empfehlen, 
die Angaben zu aktualisieren. 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

Die Änderung der GemO BW liegt zeitlich nach den 
Abgabefristen für den Offenlagebeschluss. Daher 
wurde zur Offenlage die vorherige Rechtsgrundlage 
verwendet. Eine Änderung der Rechtsgrundlagen 
nach der Offenlage kann zu einer erneuten Ausle-
gung des Bebauungsplanes führen, wenn die Ände-
rung die wesentlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes betrifft. Eine erneute Offenlage aufgrund 
der vorliegenden Änderung erscheint nicht verhält-
nismäßig. Aus diesem Grund wird auf die Änderung 
der Zusammenstellung der Rechtsgrundlagen ver-
zichtet.  

A.1.2 Der Ausschluss von Werbeanlagen als 
Fremdwerbung wird damit begründet, ei-
nen „Wildwuchs“ an Fremdwerbung im 
Plangebiet zu verhindern. Wir bitten zu 
prüfen, ob diese Begründung für sich al-
lein geeignet ist, den Ausschluss tragen, 
oder ob ggf. weitere städtebauliche Be-
lange i.S.d. § 1 Abs. 6 BauGB berücksich-
tigt werden können, die eine solche Fest-
setzung rechtfertigen. 

Dies wird berücksichtigt, indem die Begründung ent-
sprechend angepasst wird.  

 

A.1.3 Die in Ziffer 2.2 der Begründung ange-
führte Argumentation zur modifizierten 
GRZ ist nicht geeignet, eine Überschrei-
tung der strengen Kappungsgrenze von 
0,8 auf bis zu 1,0 zu rechtfertigen. Denn 
die Begründung basiert auf der Prüfung 
falscher Tatbestandsvoraussetzungen. 

In der Begründung werden die Vorausset-
zungen des § 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO 
abgeprüft. Diese Vorschrift richtet sich je-
doch an die untere Baurechtsbehörde, die 
im Einzelfall über das Absehen von der 
Einhaltung der sich aus Satz 2 ergeben-
den Grenzen zu entscheiden hat. Richtige 
Rechtsgrundlage für eine Überschreitung 
der Kappungsgrenze ist § 19 Abs. 4 Satz 
3 BauNVO. Danach können im Bebau-
ungsplan von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
abweichende Bestimmungen getroffen 
werden. 

Soll die § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO gere-
gelte Kappungsgrenze von 0,8 durchbro-
chen werden, sind im Hinblick auf den 
Schutzzweck des § 19 Abs. 4 die nachtei-
ligen Auswirkungen auf den Grund und 

Dies wird bereits berücksichtigt, indem die Begrün-
dung auf § 19 (4) Satz 3 BauNVO verweist.  

Die Auswirkungen auf den Grund und Boden, die 
durch die Überschreitung der Kappungsgrenze aus-
gelöst werden, werden bereits berücksichtigt und in 
der Begründung beschrieben.  
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Boden zu berücksichtigen, aber auch Um-
stände und Maßnahmen, die zur Minde-
rung oder zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen führen. Nach Ansicht von 
Söfker können Abweichungen angezeigt 
sein z.B. zur Berücksichtigung bestimmter 
Bauausführungen, flächensparender 
Bauweisen, unterschiedlicher Nutzungen 
und Ansprüche an Grundstücke und ge-
sonderter Festsetzungen für Garagen. 
Ferner kommt die Berücksichtigung topo-
grafischer Besonderheiten in Betracht 
(vgl. EZBK/Söfker, 148. EL Oktober 2022, 
BauNVO § 19 Rn. 21). Bei Abweichungen 
„nach oben“ sind in der Abwägung nach § 
1 Abs. 7 BauGB die städtebaulichen 
Gründe, die für eine Abweichung spre-
chen oder sie erfordern, mit den nachteili-
gen Auswirkungen abzuwägen. 

Die Begründung sollte entsprechend der 
Anforderungen, die § 19 Abs. 4 Satz 3 
BauNVO an eine Überschreitung der Kap-
pungsgrenze stellt, überarbeitet werden. 

A.1.4 Zu den Ziffern 1.7.2 und 1.7.3 der pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen sollte 
geprüft werden, ob die Gemeinde befugt 
ist, eine Festsetzung zu treffen, mit der sie 
für (bestimmte) bauliche Anlagen eine Re-
gelzulässigkeit außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen schafft. Dem 
steht u.E. der in § 23 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO verankerte Grundsatz entgegen, 
wonach Gebäude und Gebäudeteile die 
festgesetzte Baugrenze nicht überschrei-
ten dürfen. Zwar kann die Gemeinde ge-
mäß § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO im Be-
bauungsplan die Befugnis der Baurechts-
behörde einschränken, Nebenanlagen 
sowie abstandsprivilegierte Anlagen au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zuzulassen. Dieser Vorbehalt der 
Gemeinde ermächtigt jedoch nicht - in po-
sitiver Hinsicht - dazu, die Zulassungsfä-
higkeit in eine allgemeine Zulässigkeit 
(Rechtsanspruch) umzuwandeln (vgl. 
(Brügel- mann/Ziegler, 125. EL Januar 
2023, BauNVO § 23 Rn. 116). 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Die in den Festsetzungen zu den Ziffern 1.7.2 und 
1.7.3 genannten Nebenanlagen nach § 14 BauNVO 
werden baurechtlich als bauliche Anlagen definiert. 
Der § 23 (3) Satz 1 BauNVO schließt eine Über-
schreitung der Baugrenzen nur für Gebäude oder 
Gebäudeteile aus. Aus diesem Grund wird an den 
Festsetzungen festgehalten.  

 

A.1.5 Zusätzlich regen wir zu Ziffer 1.7.2 der 
planungsrechtlichen Festsetzungen an, 
zu prüfen, ob es sich bei „offenen KFZ-
Stellplätzen (auch unter Anlagen zur sola-
ren Energiegewinnung)“ bei Errichtung 
dieser PV-Anlagen dann nicht zwangsläu-
fig um Carports handelt, die den 

Dies wird berücksichtigt, indem der Widerspruch auf-
gelöst wird. Die Festsetzungen werden entspre-
chend angepasst, ohne dass diese Änderungen zu 
einer erstmaligen oder stärkeren Berührung von Be-
langen führen, sodass keine erneute Offenlage not-
wendig wird.  

 



Gemeinde Kirchzarten Stand: 28.09.2023 
Bebauungsplan  
„Gewerbegebiet Stegener Straße“  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 5 von 22 

 
 

23-09-28 Abwägung OL (23-08-24).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

gegenläufigen Anforderungen in Ziffer 
1.7.1 unterliegen. Eine Privilegierung der 
Anlagen in Ziffer 1.7.2 ist ja gerade des-
halb vorgesehen, da diese nicht hochbau-
lich in Erscheinung treten (vgl. Ziffer 2.5 
der Begründung). Mit Errichtung einer PV-
Anlage über offenen KFZ-Stellplätzen 
wäre dies nicht mehr der Fall. Wir bitten 
diesen Widerspruch aufzulösen. 

 

A.1.6 In Ziffer 1.8.4 der planungsrechtlichen 
Festsetzungen bitten wir zu ergänzen, ob 
bzw. inwieweit Änderungen der Bestands-
gebäude von der Anforderung erfasst 
oder ausgenommen sind. Zudem sollte in 
der Begründung ergänzt werden, welcher 
Zeitpunkt für das Vorliegen eines „Be-
standsgebäudes“ maßgebend ist. 

Dies wird berücksichtigt, in dem die Festsetzung 
klarstellend ergänzt wird sowie die Begründung hin-
sichtlich des maßgeblichen Zeitpunktes für das Vor-
liegen eines „Bestandsgebäudes“ ergänzt wird.  

 

A.1.7 Bei der in Ziffer 2.2.1 Satz 1 getroffenen 
Regelung handelt es sich nicht um eine 
örtliche Bauvorschrift, sondern um eine 
planungsrechtliche Festsetzung zu den 
überbaubaren Grundstücksflächen. Die 
örtliche Bauvorschrift sollte daher gestri-
chen werden. Soweit es sich bei Werbe-
anlagen um Nebenanlagen i.S.d. § 14 
BauNVO handelt, dürfte deren Zulässig-
keit an Ziffer 1.7.1 der planungsrechtli-
chen Festsetzungen zu messen sein. 

Die wird berücksichtigt, indem Satz 1 der Ziffer 2.2.1 
der örtlichen Bauvorschriften gestrichen wird.  

 

A.1.8 Wird in den textlichen Festsetzungen auf 
andere Dokumente verwiesen (hier: DWA 
Arbeitsblatt 117 in Ziffer 2.5 der örtlichen 
Bauvorschriften) und ergibt sich erst aus 
diesen, unter welchen Voraussetzungen 
ein Vorhaben zulässig ist, muss der Plan-
geber sicherstellen, dass die Planbetroffe-
nen sich auch vom Inhalt dieser Doku-
mente verlässlich und in zumutbarer 
Weise Kenntnis verschaffen können. Das 
kann die Gemeinde dadurch bewirken, 
dass sie die in Bezug genommene Vor-
schrift bei der Verwaltungsstelle, bei der 
auch der Bebauungsplan eingesehen 
werden kann, zur Einsichtnahme bereit-
hält und hierauf in der Bebauungsplanur-
kunde hinweisen (vgl. (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 29.07.2010, 4 BN 21.10 und 
VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 
29.07.2015, 3 S 2492/13). 

Dies wird berücksichtigt, indem ein Verweis auf die 
genannten Dokumente in den Bebauungsplan auf-
genommen wird.  
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A.1.9 In Ziffer 1.7 der Begründung wird hinsicht-
lich der Qualifizierungsmerkmale des Be-
bauungsplans auf die Kommentierung 
von Dürr (in Brügelmann, 125. EL Januar 
2023, BauGB § 30 Rn. 5) verwiesen. Da-
nach sei die Festsetzung der örtlichen 
Verkehrsflächen für eine Qualifizierung 
nach § 30 Abs. 1 BauGB entbehrlich, 
wenn das vom Bebauungsplan erfasste 
Gebiet so klein ist, dass alle Grundstücke 
durch Straßen außerhalb des Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans erschlos-
sen werden und damit die Festsetzung 
von Verkehrsflächen für die „Baureifma-
chung“ nicht erforderlich ist. 

Wir möchten darauf hinweisen, dass 
diese Rechtsauffassung soweit ersichtlich 
weder in der Rechtsprechung eine Stütze 
findet noch in der übrigen Literatur aufge-
griffen wird. Um gesichert von einem qua-
lifizierten Bebauungsplan ausgehen zu 
können (dies ist u.a. relevant für die An-
wendbarkeit des Kenntnisgabeverfahrens 
nach § 51 LBO), regen wir an, den Gel-
tungsbereich, um angrenzende örtliche 
Verkehrsflächen zu ergänzen. 

Dies wird berücksichtigt, indem öffentliche Verkehrs-
flächen in den zeichnerischen Teil aufgenommen 
werden. Die Aufnahme von bereits bestehenden öf-
fentlichen Verkehrsflächen führt nicht zur erstmali-
gen oder stärkeren Berührung von Belangen. Aus 
diesem Grund ist durch die Änderung keine erneute 
Offenlage notwendig.  

A.1.10 Durch das Baulandmobilisierungsgesetz 
vom 14.06.2021 wurde u.a. § 17 BauNVO 
geändert, die Vorschrift ist nun nicht mehr 
in Absätze unterteilt. Wir bitten um ent-
sprechende Korrektur in Ziffer 2.2 der Be-
gründung. 

Dies wird berücksichtigt, indem die Begründung ent-
sprechend angepasst wird.  

A.1.11 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt, indem die Begründung zu 
gegebener Zeit auf den Stand der endgültigen Pla-
nung gebracht wird.  

A.1.12 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns vorgetragenen Anregungen. So-
fern zur Offenlage noch Anregungen oder 
Einwendungen eingegangen sind, sollten 
die Absender über das Ergebnis der Be-
handlung ihrer Anregungen im Rahmen 
der Abwägung schriftlich möglichst unmit-
telbar nach dem Satzungsbeschluss un-
terrichtet werden. 

Dies wird berücksichtigt.  

Eine weitere Beteiligung am Verfahren und die Über-
sendung einer Ergebnismitteilung wird zugesichert.  

 

A.1.13 Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten Pa-
pierfassung des Planes. Dabei sollten alle 
Bestandteile des Planes ausgefertigt sein, 
sofern diese nicht zu einer Urkunde ver-
bunden sind. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird eine ausgefer-
tigte Papierfassung des Planes übersandt. 
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A.1.14 Eine Mehrfertigung des Planes ist nach 
Abschluss auch dem Raumordnungskata-
ster beim Regierungspräsidium Freiburg, 
Referat 21, Bissierstraße 7, D - 79114 
Freiburg i. Br. (z.H. Herrn Dipl. - Geol. Pe-
ter Schneider Tel.: 208 - 4692) zu über-
senden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine Mehrfertigung des Planes wird nach Abschluss 
auch dem Raumordnungskataster beim Regierungs-
präsidium Freiburg übersandt. 

A.1.15 Hinweis zur INSPIRE-Richtlinie: 

Die Gemeinden sind nach § 6 LGeoZG 
(Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG vom 
14. März 2007 des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Schaffung einer 
Geodateninfrastruktur in der Europäi-
schen Gemeinschaft (INSPIRE)) ver-
pflichtet, Satzungen nach baurechtlichen 
Vorschriften, die bei den Gemeinden in 
elektronischer Form vorliegen, auch als 
Geodäten bereitzustellen. Für die Bereit-
stellung ist das einheitliche Datenformat 
"XPIanGML" zu verwenden. 

Entsprechend der vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Landkreis stellt die Ge-
meinde in der für die Verarbeitung und 
Veröffentlichung eingerichteten Plattform 
„BPIan Cloud“ folgende Daten zur Verfü-
gung: 

• Eine mit dem 5.0 BW-Profil kon-
forme XPIanGML Datei (.gml; EPSG 
Code: 25832) 

• Ein transparent hinterlegtes Raster-
bild plus Georeferenzierungsdatei (.png + 
.pgw) 

• Alle zeichnerischen und textlichen 
Teile der Satzung als PDF Dokumente 
(.pdf) 

• Eine ausgefüllte Zeile in der Sach-
datentabelle (.xlsx) 

Für Satzungen, deren Aufstellungsbe-
schluss vor dem Stichtag 01.08.2021 liegt 
(gemäß Rundmail vom 20.01.2022), über-
nimmt das Landratsamt die Überführung 
in das XPIanGML Format. In diesen Fäl-
len genügt es, dass die Gemeinde, die un-
ter den Ziffern c. und d. genannten Unter-
lagen auf der Plattform zur Verfügung 
stellt. 

Die digitale Bereitstellung für neue bzw. 
neu geänderte Satzungen erfolgt nach der 
Vereinbarung mit dem Landkreis inner-
halb von drei Monaten nach Rechtswirk-
samkeit der Satzung. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Planung wird nach Eintritt der Rechtskraft xpla-
nungskonform (XPlan-GML) im Raster-Umring-Sze-
nario mit ausgefüllter Sachdatentabelle bereitge-
stellt. 
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Nähere Informationen und Anleitungen 
zur INSPIRE-konformen Bereitstellung 
können den mit Rundmail vom 
13.07.2021 übersendeten Dokumenten 
(u.a. FAQs und Ablauf zum Austausch 
von Bebauungsplandaten) entnommen 
werden. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.2.1 Die Gemeinde Kirchzarten plant den Be-
bauungsplan und die örtlichen Bauvor-
schriften „Gewerbegebiet Stegener 
Straße“ im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB aufzustellen. Anlass 
für die Überplanung des bereits bebauten 
Geländes ist, dass die ortsansässige 
Firma Halstrup-Walcher am bestehenden 
Firmenstandort einen ergänzenden Neu-
bau eines Produktionsgebäudes plant. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.2.2 Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. 
Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist-
wie in den Planunterlagen dargelegt - 
nicht erforderlich. Die naturschutzrechtli-
chen Belange sind dennoch in der Abwä-
gung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berück-
sichtigen, soweit sie der Abwägung zu-
gänglich sind. Naturschutzrechtliche Ver-
botstatbestände sind weiterhin zu beach-
ten (insbesondere Biotopschutz, Natura 
2000, Artenschutz). Den Bebauungsplan-
unterlagen liegen ein „Umweltbeitrag mit 
grünordnerischen Festsetzungen" sowie 
eine „Artenschutzrechtliche Relevanzprü-
fung des Büro FaktorGruen (Stand: 
25.05.2023) bei. Diese ist aus natur-
schutzfachlicher Sicht plausibel und nach-
vollziehbar. Prinzipiell können im Plange-
biet Vögel, Fledermäuse und Reptilien 
vorkommen. Entsprechende Habitatstruk-
turen sind auf Flst. 376 (Neubauten aktu-
ell vorgesehen) nur sehr eingeschränkt 
vorhanden, auf Flst. 376/4 (aktuell keine 
Neubauten vorgesehen) müssen bei kon-
kreten Bauvorhaben diese Artengruppen 
nochmals genauer betrachtet werden und 
es sind somit keine weiteren Erhebungen 
erforderlich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.3.1 Altlasten Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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Auf dem Grundstück FIst.Nr. 376/4, Ge-
markung und Gemeinde Kirchzarten, ist 
die Altlast „AS Bauunternehmen Kromer“ 
(BAK-Nr. 7849-0, BN 1) bekannt. 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.3.1.1 Gemäß den uns vorliegenden Unterlagen 
und Daten zu dem Standort kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass bei Arbei-
ten im Untergrund belastetes Bodenmate-
rial angetroffen wird. Daher weisen wir auf 
folgendes hin: 

Aufgrund der hier vorliegenden Altlasten-
relevanz ist bei Eingriffen in den Unter-
grund damit zu rechnen, dass belastetes 
Aushubmaterial anfallen kann und als Ab-
fall gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) fachgerecht entsorgt werden 
muss. 

Werden bei Abbruch- oder Erdarbeiten im 
Untergrund Auffälligkeiten (Färbungen, 
Gerüche, Fremdbestandteile, etc.) wahr-
genommen, ist unverzüglich das Landrat-
samt Breisgau-Hochschwarzwald, Fach-
bereich 440 (Wasser und Boden), zu un-
terrichten. Die Aushubarbeiten sind an 
dieser Stelle sofort zu unterbrechen. Wei-
tere Arbeiten sind gutachterlich zu beglei-
ten, zu dokumentieren und die Dokumen-
tation dem Landratsamt nach Abschluss 
vorzulegen. 

Dies wird berücksichtigt, indem ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen wird. 

A.3.2 Wasserversorgung/Grundwasser-
schutz 

Der geplante Änderungsbereich liegt in-
nerhalb des rechtskräftig festgesetzten 
Wasserschutzgebiets 315117 der Freibur-
ger Energie- und Wasserversorgungs-AG 
(FEW), der Gemeinde Kirchzarten, der 
Gemeinde Stegen und des Wasserversor-
gungsverbands (WW) Himmelreich im 

Dies wird berücksichtigt, indem ein Hinweis zum 
Wasserschutzgebiet in den Bebauungsplan aufge-
nommen wird.  
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Zartener Becken in Zone HIB. Die Bestim-
mungen der Rechtsverordnung vom 
03.02.1992 sind zu beachten. Darüber 
hinaus bestehen aus Sicht des Grund-
wasserschutzes keine Bedenken. 

A.3.3 Abwasserbeseitigung/Regenwasser-
behandlung 

Wir weisen auf die Beachtung der gesetz-
lichen Bestimmungen der Verordnung des 
Umweltministeriums über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser 
vom 22.03.1999 hin. Eine wasserrechtli-
che Erlaubnis nach §§ 8, 9 WHG ist dem-
nach nur dann nicht erforderlich, soweit 
die Bestimmungen der §§ 2 und 3 der Nie-
derschlagswasserverordnung eingehal-
ten werden oder wenn die dezentrale Be-
seitigung des Niederschlagswassers in 
bauplanungsrechtlichen oder bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften vorgese-
hen ist (Hinweis: Die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser aus In-
dustrie und Gewerbebetrieben ist unab-
hängig von der gewählten Technik immer 
erlaubnispflichtig). 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.3.3.1 Die Bebauungsvorschrift unter Punkt 
1.8.1 kann / sollte unter Berücksichtigung 
der obigen Ausführungen entfallen. 

Dies wird teilweise berücksichtigt.  

An der Festsetzung wird festgehalten, da nur nach-
weislich unbelastete Flächen versickerungsfähig an-
zulegen sind. Die Festsetzung wird jedoch klarstel-
lend durch einen Hinweis auf eine wasserrechtliche 
Erlaubnis zur dezentralen Beseitigung des Nieder-
schlagswassers ergänzt.  

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.4.1 Erdmassenausgleich: 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -
Verwertung sowie im Sinne des Boden- 
und Klimaschutzes soll im Planungsgebiet 
gern. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassen-
ausgleich erfolgen (zum Beispiel durch 
Geländemodellierung, Höherlegung der 
Erschließungsstraßen), wobei der Bau-
grubenaushub vorrangig auf den Grund-
stücken verbleiben und darauf wieder ein-
gebaut werden soll, soweit Dritte dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs 
vor Ort sind: 

• mehr Gefälle bei der Kanalisation, 

• erhöhter Schutz bei Starkregen, 

Dies wird berücksichtigt, indem ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen wird.  
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• Klimaschutz durch Vermeidung von 
Transporten, 

• Verwertung statt Entsorgung und 
Kostenersparnis durch Wegfall der Ab- 
fuhr/Entsorgung. 

A.4.2 Für den Fall, dass ein Erdmassenaus-
gleich nicht möglich sein sollte, sollten die 
Gründe hierfür in der Begründung zum 
Bebauungsplan bzw. im Landschaftspfle-
gerischen Begleitplan dargelegt werden. 

Sofern ein Erdmassenausgleich im Be-
reich des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans nicht möglich ist, sind über-
schüssige Erdmassen anderweitig zu ver-
werten. Diesbezüglich soll die Gemeinde 
selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die 
Verwertung für 

• Lärmschutzmaßnahmen, 

• Dämme von Verkehrswegen, 

• Beseitigung von Landschaftsschä-
den, etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Boden-
verbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen 
verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und 
rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinn-
vollen Verwertung des Materials kann 
eine Entsorgung auf einer Erdaushubde-
ponie als letzte Möglichkeit in Frage kom-
men. Hierbei gilt zu beachten, dass die 
Erdaushubdeponien über begrenzte Ver-
füllmengen verfügen und wertvolles De-
ponievolumen nicht durch unbelastetes 
und bautechnisch weiterhin nutzbares Bo-
denmaterial erschöpft werden sollte. Ins-
besondere Kies kann im Regelfall als 
Rohstoff weitere Verwendung finden. Für 
Oberboden ist die Verwertung in Rekulti-
vierungsmaßnahmen zu prüfen. 

A.4.2.1 Auf die Möglichkeit, auf der Grundlage 
des § 74 Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche 
Bauvorschriften zu bestimmen, dass die 
Höhenlage der Grundstücke erhalten oder 
verändert wird, um überschüssigen 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Gemeinde ist die Möglichkeit den Erhalt oder die 
Veränderung der Höhenlage von Grundstücken zu 
bestimmen, bewusst. Sie verzichtet jedoch auf die 
Vorschrift zum Erhalt der Höhenlage der Grundstü-
cke, um überschüssigen Bodenaushub zu 
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Bodenaushub zu vermeiden, wird in die-
sem Zusammenhang hingewiesen. 

vermeiden, da es sich bei dem Plangebiet um einen 
bestehenden Gewerbestandort handelt, welcher le-
diglich den bestehenden Betrieb erweitern möchte. 
Die Erweiterung dient dem lokalen Gewerbebetrieb 
dazu, weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben. Von ei-
nem langfristigen Bestehen des Betriebes an diesem 
Standort ist auszugehen, wodurch überschüssiger 
Bodenaushub nur in geringem Maß zu erwarten ist.   

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.5.1 Die Löschwasserversorgung wird ent-
sprechend dem Arbeitsblatt W 405 des 
DVGW in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 
FwG, § 2 Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 

Bei dem geplanten Gewerbegebiet ist 
eine Löschwasserversorgung von mind. 
96 m3/Stunde über einen Zeitraum von 2 
Stunden sicherzustellen. 

Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 
zu beachten. 

Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 

Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Bei der Planung von Grünflächen und Be-
wuchs ist dauerhaft sicherzustellen, dass 
sich zwischen anzuleiternden Rettungs-
wegen und den Aufstellflächen für den 
Einsatz von Rettungsgeräten der Feuer-
wehr keine erschwerenden Hindernisse 
wie Bäume, Büsche, Wasserflächen etc. 
befinden 

Dies wird berücksichtigt, indem ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen wird.  

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.6.1 Aus Gründen der Hitzevorsorge im Rah-
men der Klimawandelanpassung empfeh-
len wir, folgenden Hinweis bei den Örtli-
chen Bauvorschriften zu ergänzen: „Aus 
Gründen der Klimaanpassung empfehlen 
wir, Material und Farbe der Gebäude so 
zu wählen, dass eine Aufheizung der Ge-
bäude weitgehend vermieden wird (helle 

Dies wird berücksichtigt, in dem ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen wird. 
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Farben, Materialien, die sich wenig auf-
heizen). Damit wird nicht nur der nach-
trägliche Kühlbedarf im Gebäude selbst, 
sondern auch die Aufheizung der Umge-
bung (Hitzeinsel) reduziert." 

A.6.2 Es sei darauf hingewiesen, dass die Pho-
tovoltaikpflicht bei Neubauten laut Klima-
schutzgesetz BW einer Dachbegrünung 
nicht entgegensteht. Im Gegenteil führt 
die Kühlung der Photovoltaikmodule 
durch die Verdunstungsleistung einer 
Dachbegrünung zu einer Steigerung des 
Stromertrags um ca. 4%. Hintergrund: 
Steigende Temperaturen führen in elektri-
schen Bauteilen zu einem höheren Wider-
stand, der die Leistung reduziert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Eine Kombination aus Dachbegrünung und PV-An-
lagen wird von Seiten der Gemeinde begrüßt. In Zif-
fer 1.8.4 der planungsrechtlichen Festsetzungen 
werden bereits Regelungen zur Dachbegrünung bei 
Dächern von neu errichteten Haupt- und Nebenge-
bäuden mit einer Dachneigung von 0° - 10° getrof-
fen.  

A.6.3 Bei neu angelegten Parkplätzen mit mehr 
als 35 Stellplätzen ist laut Klimaschutzge-
setz BW die Fläche mit Photovoltaik-Mo-
dulen zu überdachen. Möglichkeiten zur 
Erhöhung der Eigenverbrauchsquote und 
verschiedene Betreibermodelle sind dem 
Leitfaden „Photovoltaik in Gewerbe und 
Industrie" des Photovoltaik-Netzwerkes 
Baden-Württemberg zu entnehmen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzun-
gen schließen eine Überdachung mit Photovoltaik-
Modulen für Stellplätze innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche nicht aus. Diese erstreckt sich bis 
auf einen 2,5 m Abstand zur Grundstücksfläche bei-
nahe über das gesamte Plangebiet aus, wodurch  für 
größere Stellplatzanlagen ab 35 Stellplätzen eine  
Überdachung mit PV-Modulen möglich ist.   

A.6.4 Wir weisen darauf hin, dass laut Ge-
bäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Ge-
setz (GEIG) vom 25.03.2021 beim Neu-
bau von Nichtwohngebäuden mit mehr als 
sechs Stellplätzen jeder dritte Stellplatz 
mit Schutzrohren für Elektrokabel zu ver-
sehen ist. Außerdem ist ein Ladepunkt 
einzuplanen. Bei der Planung von Neu-
baugebieten ist es ratsam, eine ausrei-
chende Dimensionierung der Netzinfra-
struktur für die Installation von Ladeinfra-
struktur zu berücksichtigen. Das bedeutet 
beispielsweise die Verlegung von Leer-
rohren und ausreichend dimensionierten 
Stromleitungen für zukünftige Ladeinfra-
struktur, z.B. für elektrische Nutzfahr-
zeuge des Unternehmens (Elektro-Gabel-
stapler u.a.). 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein bestehen-
des Gewerbegebiet.  

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.7.1 Mit dem Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
Stegener Straße" soll eine Nachverdich-
tung innerhalb des bestehenden Gewer-
begebietes auf den Flste. 376 und 376/4 
ermöglicht werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.2 Landwirtschaftliche Fläche bzw. agrar-
strukturelle Belange sind von der Planung 
nicht betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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A.7.3 Aktuell sind keine Kompensationsmaß-
nahmen erforderlich. Sollten sich dahin-
gehend im weiteren Verfahren Änderun-
gen ergeben, weisen wir darauf hin, dass 
bei der Festsetzung von externen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß § 
15 (3) BNatSchG auf agrarstrukturelle Be-
lange Rücksicht zu nehmen ist. Gemäß § 
15 (6) NatSchG ist die zuständige Land-
wirtschaftsbehörde bei der geplanten In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flä-
chen für Kompensationsmaßnahmen 
frühzeitig, also bereits auf Planungs-
ebene, zu beteiligen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

A.8.1 Das Oberflächenwasser der privaten Flä-
chen darf nicht der Straßenentwässerung 
der K 4909 zugeführt werden. 

Dies wird bereits berücksichtigt, indem die örtliche 
Bauvorschrift Ziffer 2.5 die Rückhaltung von Nieder-
schlagswasser (Oberflächenwasser) regelt. 

A.8.2 Werbeanlagen dürfen die Sicht der Ver-
kehrsteilnehmer nicht behindern und die 
Wirkung amtlicher Verkehrszeichen nicht 
beeinträchtigen. Die Leuchtstärke der 
Werbeanlagen muss so begrenzt werden, 
dass eine Gefährdung der Verkehrsteil-
nehmer durch Blendgefahr ausgeschlos-
sen ist. 

Dies wird bereits berücksichtigt, indem Regelungen 
zu Werbeanlagen in den örtlichen Bauvorschriften 
getroffen wurden. Dabei werden Werbeanlagen mit 
wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und 
Booster ausgeschlossen. Dadurch kann eine Ge-
fährdung der Verkehrsteilnehmer durch Blendgefahr 
vermieden werden.  

A.8.3 Die Bereiche für Ein- und Ausfahrten sind 
im Plan nicht eindeutig gekennzeichnet. 
Um den Verkehr zu bündeln und ein flä-
chenhaftes Ein- und Ausfahren zu unter-
binden, sollte die Zulässigkeit von Ein- 
und Ausfahrten auf die Kreisstraße auf 
bestimmte Bereiche begrenzt und mit 
dem Planzeichen „Bereiche ohne Ein- und 
Ausfahrt“ im zeichnerischen Teil gekenn-
zeichnet werden. 

Dies wird nicht berücksichtigt, indem auf die zeich-
nerische Festsetzung von Bereichen ohne Ein – und 
Ausfahrten verzichtet wird.  

Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen beste-
henden Gewerbebetrieb mit bereits definierten Ein- 
und Ausfahrten. Der Gewerbebetrieb plant die Si-
cherung des Standortes durch die Erweiterung des 
Betriebes.  Aus diesem Grund ist nicht mit einem flä-
chenhaften Ein- und Ausfahren zu rechnen. 

A.8.4 Wir weisen darauf hin, dass ein ausrei-
chender Lärmschutz gewährleistet sein 
muss und mögliche Lärmschutzmaßnah-
men an baulichen Anlagen (Lärmschutz-
fenster) nur als letztes Mittel anzuwenden 
sind. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um die bau-
planungsrechtliche Sicherung eines bestehenden 
Gewerbebetriebes. Der Lärmschutz ist im Bestand 
bereits hinreichend berücksichtigt und es ist davon 
auszugehen, dass durch die auftretenden Lärmein-
wirkungen auf das Plangebiet auch keine negativen 
Auswirkungen bzw. Beeinträchtigungen auf die ge-
plante Erweiterung des Betriebes entstehen.  

A.9 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 91 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau 
(Schreiben vom 05.07.2023) 



Gemeinde Kirchzarten Stand: 28.09.2023 
Bebauungsplan  
„Gewerbegebiet Stegener Straße“  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 15 von 22 

 
 

23-09-28 Abwägung OL (23-08-24).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.9.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszü-
gen daraus erfolgt. Sofern für das Plange-
biet ein ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im 

Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der ge-
planten Nutzung vorausgesetzt, wird an-
dernfalls die Übernahme der folgenden 
geotechnischen Hinweise in den Bebau-
ungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich überwiegend 
kiesiger Lockergesteine der Neuenburg-
Formation mit im Detail nicht bekannter 
Mächtigkeit. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegange-
ner Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastab-
tragung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 

Dies wird berücksichtigt, indem ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen wird. 

A.9.2 Boden 

Da ausschließlich Böden in Siedlungsflä-
chen vom Planungsvorhaben betroffen 
sind und davon ausgegangen werden 
kann, dass diese weitestgehend anthro-
pogen verändert wurden, sind aus boden-
kundlicher Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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öffentlicher Belange von Seiten der Lan-
deshydrogeologie und -geothermie (Refe-
rat 94) keine fachtechnische Prüfung vor-
gelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeolo-
gisches Übersichtsgutachten, Detailgut-
achten oder hydrogeologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aus-
sagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. 

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer 
https://maps.lgrb- bw.de/?view=lgrb geola 
hyd) und LGRBwissen (https://lgrbwis-
sen.lgrb-bw.de/hydrogeologie) sowie dem 
Informationssystem „Oberflächennahe 
Geothermie für Baden-Württemberg“  
(ISONG, https://isong.lgrb-bw.de/) ent-
nommen werden. 

Die Geodaten zu rechtskräftig festgesetz-
ten, fachtechnisch abgegrenzten, geplan-
ten und im Verfahren befindlichen Was-
serschutzgebieten werden von den unte-
ren Wasserbehörden der Stadt- und 
Landkreise vorgehalten. Nach Kenntnis 
des LGRB liegt das Plangebiet in der 
Zone HIB des rechtskräftig festgesetzten 
Wasserschutzgebietes „WSG- 
FEW+KIRCHZARTEN+STEGEN+WW 
HIMMELREICH" (LUBW-Nr. 315117). 

Aktuell findet im Plangebiet keine hydro-
geologische Bearbeitung durch das LGRB 
statt. 

A.9.5 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 

Nach den beim LGRB vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Alt-
hohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, un-
terirdische Keller) betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.7 Allgemeine Hinweise Dies wird zur Kenntnis genommen.  

https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://isong.lgrb-bw.de/
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Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen wer-
den. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse https://lgrb-bw.de/geotour-
ismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop- Kataster) abgerufen wer-
den kann. 

A.10 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 26.06.2023) 

A.10.1 Der vorliegende Bebauungsplan soll auf-
gestellt werden, um einem am Standort 
bereits ansässigen produzierenden Ma-
schinenbauunternehmen, der Halstrup-
Walcher GmbH die erforderliche betriebli-
che Erweiterung ihres Werks 1 zu ermög-
lichen. Dies wird begrüßt. Die Gemeinde 
leistet damit einen maßgeblichen Beitrag 
zur Zukunftsfähigkeit des Unternehmens 
am Standort Kirchzarten sowie zum Erhalt 
bzw. weiteren Aufbau von Arbeitsplätzen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.11 badenovaNETZE GmbH 
(Schreiben vom 19.06.2023) 

A.11.1 Das Verfahrensgebiet befindet sich in der 
Wasserschutzgebietszone IIIB des 
rechtskräftig festgesetzten Wasser-
schutzgebiets Zartener Becken. Im Um-
weltbeitrag findet dies keine Erwähnung. 
Die Ver- und Gebote der Wasserschutz-
gebietsverordnung sowie die weiteren ge-
setzlichen Regelungen für Wasserschutz-
gebiete sind einzuhalten. 

Dies wird berücksichtigt, indem die Lage innerhalb 
der Wasserschutzgebietszone IIIB ergänzt wird. 
Ebenso wird ein Hinweis aufgenommen, dass die 
Wasserschutzgebietsverordnung zu berücksichtigen 
ist.  

 

A.12 PLEDOC GMBH 
(Schreiben vom 20.06.2023) 

A.12.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 
und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nach-
stehend aufgeführten Eigentümer bzw. 
Betreiber von der geplanten Maßnahme 
nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), 
Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Es-
sen 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

https://www.lgrb-bw.de/
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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• Ferngas Netzgesellschaft mbH 
(FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig 
bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsge-
sellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransport-
leitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline 
GmbH (TENP), Essen 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zur groben Übersicht. 

A.12.1.1 Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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A.13 PLEDOC Gas Line GmbH 
(Schreiben vom 20.06.2023) 

A.13.1 Von der GasLINE GmbH sind wir mit der 
Wahrnehmung ihrer Interessen im Rah-
men der Bearbeitung von Fremdpla-
nungsanfragen und öffentlich-rechtlichen 
Verfahren beauftragt. 

Mit Bezug auf Ihre o.g. Anfrage teilen wir 
Ihnen mit, dass von uns verwaltete Ver-
sorgungsleitungen der GasLINE GmbH 
im angezeigten Projektbereich nicht be-
troffen werden. 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. (Siehe 
A12) Dort dargestellte Leitungsverläufe 
dienen nur zur groben Übersicht. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.13.1.1 Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.14 Vodafone GmbH 
 (Schreiben vom 15.06.2023) 

A.14.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-
Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen ge-
plante Maßnahme keine Einwände gel-
tend macht. Im Planbereich befinden sich 
keine Telekommunikationsanlagen unse-
res Unternehmens. Eine Neuverlegung 
von Telekommunikationsanlagen ist un-
sererseits derzeit nicht geplant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne 
zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei im-
mer unsere obenstehende Vorgangsnum-
mer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Um-
verlegen, Mitverlegung, 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  



Gemeinde Kirchzarten Stand: 28.09.2023 
Bebauungsplan  
„Gewerbegebiet Stegener Straße“  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 20 von 22 

 
 

23-09-28 Abwägung OL (23-08-24).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koor-
dinierung/Abstimmung zum weiteren Vor-
gehen, dass die verschiedenen Voda-
fone-Gesellschaften trotz der Fusion hier 
noch separat Stellung nehmen. Demnach 
gelten weiterhin die bisherigen Kommuni-
kationswege. Wir bitten dies für die nächs-
ten Monate zu bedenken und zu entschul-
digen. 

A.15 Eisenbahn-Bundesamt 
(Schreiben vom19.06.2023) 

A.15.1 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zustän-
dige Planfeststellungsbehörde für die Be-
triebsanlagen und die Bahnstromfernlei-
tungen (Eisenbahninfrastruktur) der Ei-
senbahnen des Bundes. Es prüft als Trä-
ger öffentlicher Belange, ob die zur Stel-
lungnahme vorgelegten Planungen bzw. 
Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Ge-
setzes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesam-
tes werden in der Planung ausreichend 
berücksichtigt. Insofern bestehen keine 
Bedenken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.15.2 Sofern dies nicht ohnehin veranlasst wor-
den sein sollte, wird die Beteiligung der 
Infrastrukturbetreiberin DB Netz AG als 
Trägerin öffentlicher Belange über die 
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, emp-
fohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt 
prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planun-
gen aus Sicht der Betreiber der Eisen-
bahnbetriebsanlagen. 

Dies wurde bereits berücksichtigt.  

Die genannten Träger öffentlicher Belange wurden 
im Verfahren beteiligt. 

A.16 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Region Südwest 
(Schreiben vom 17.07.2023) 

A.16.1 Gegen die Neuaufstellung des o.g. Be-
bauungsplanes bestehen aus eisenbahn-
technischer Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken. Auf die durch den Eisenbahn-
betrieb und die Erhaltung der Bahnanla-
gen entstehenden Immissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen beste-
henden Gewerbebetrieb mit Erweiterungswunsch. 
Die derzeitigen Immissionen durch den Betrieb und 
die Erhaltung der Bahnanlagen schränken den be-
stehenden Gewerbebetrieb nicht ein. Aus diesem 
Grund ist nicht davon auszugehen, dass diese künf-
tig negative Auswirkungen auf die Betriebserweite-
rung ausüben werden.  

A.16.2 Bei Planungen und Baumaßnahmen im 
Umfeld der Bahnlinie ist die Deutsche 
Bahn AG frühzeitig zu beteiligen, da hier 
bei der Bauausführung ggf. Bedingungen 
zur sicheren Durchführung des Bau- so-
wie Bahnbetriebes zu beachten sind. 

Dies wird berücksichtigt, indem ein Hinweis zur Ka-
bel- und Leitungsprüfung im Bebauungsplan ergänzt 
wird.  
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Dies gilt sowohl für eine Beteiligung als 
Angrenzer sowie im Rahmen einer Fach-
anhörung gemäß Landesbauordnung Ba-
den-Württemberg als auch für genehmi-
gungsfreie Bauvorhaben, bei denen die 
Beteiligung direkt durch den Bauherrn zu 
erfolgen hat. 

Da auch bahneigene Kabel und Leitungen 
außerhalb von Bahngelände verlegt sein 
können, ist rechtzeitig vor Beginn der 
Maßnahme eine Kabel- und Leitungsprü-
fung durchzuführen. 

A.16.3 Die Deutsche Bahn empfiehlt für Bauten 
im Einflussbereich von Bahnbetriebsanla-
gen, das Genehmigungsfreistellungsver-
fahren bereits im Rahmen der Bauleitpla-
nung auszuschließen. 

Im Hinblick auf eine dauerhaft genehmi-
gungsfähige Planung und für den Haf-
tungsausschluss wird auch allen am Bau 
Beteiligten (Bauherrn, Architekten, Pla-
nungsbüros, Kranunternehmen usw.) 
dringend empfohlen, sich rechtzeitig vor 
der Bauausführung mit der DB in Verbin-
dung zu setzen. 

Dies wird nicht berücksichtigt, da der Ausschluss von 
Genehmigungsfreistellungsverfahren bzw. Kenntnis-
gabeverfahren kein Regelungsbestandteil des Be-
bauungsplans ist.  

Hinweis: Bei Vorhaben im Kenntnisgabeverfahren 
werden nach § 55 (3) LBO die Eigentümer angren-
zender Grundstücke benachrichtigt, welche inner-
halb von zwei Wochen nach Zugang der Benachrich-
tigung Bedenken vorbringen können.  

A.16.4 Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergeb-
nisse zu gegebener Zeit zuzusenden und 
uns an dem Verfahren weiterhin zu betei-
ligen. 

Dies wird berücksichtigt, indem die Mitteilung der Ab-
wägungsergebnisse nach Verfahrensabschluss zu-
gesichert wird.  

A.17 Stadt Freiburg Umweltschutzamt 
(Schreiben vom 30.06.2023) 

A.17.1 Untere Wasserbehörde 

Wir weisen darauf hin, dass sich der Be-
bauungsplan „Gewerbegebiet Stegener 
Straße", abweichend von den Angaben im 
offengelegten Umweltbeitrag, in der 
Schutzzone IIIB des Wasserschutzge-
biets „Kirchzarten- Zarten" befindet. Wir 
schlagen vor, dass auf die entsprechende 
Schutzgebietsverordnung und damit ver-
bundene Nutzungseinschränkungen im 
Textteil des Bebauungsplans hingewie-
sen wird. 

Dies wird berücksichtigt, indem ein Hinweis in den 
Bebauungsplan aufgenommen wird.  

 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Polizeipräsidium Freiburg 
(Schreiben vom 13.06.2023) 
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B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 10.07.2023) 

B.5 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 04.07.2023) 

B.6 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 26.06.2023) 

B.7 Deutsche Telekom Technik GmbH 
(Schreiben vom 06.07.2023) 

B.8 Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 05.06.2023) – Keine weitere Beteiligung / nicht zuständig 

B.9 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 13.06.2023) -Keine weitere Beteiligung 

B.10 Transnet BW GmbH 
(Schreiben vom 12.06.2023) – Keine weitere Beteiligung 

B.11 Abwasserzweckverband Breisgauer Bucht 
(Schreiben vom 19.06.2023) 

B.12 Gemeinde Oberried 
(Schreiben vom 05.06.2023) 

B.13 Regierungspräsidium Freiburg Ref. 54.2 Industrie und Gewerbe 

B.14 Regierungspräsidium Freiburg Ref.52 Gewässer und Boden 

B.15 Regierungspräsidium Freiburg Abt. Umwelt 

B.16 Landesamt für Denkmalpflege 

B.17 Handelsverband Südbaden 

B.18 Handwerkskammer Freiburg 

B.19 BUND 

B.20 Landesnaturschutzverband BW 

B.21 NaBu Deutschland 

B.22 AG Fledermaus B-W. e.V. 

B.23 Energie- und Wasserversorgung Kirchzarten GmbH 

B.24 Gemeinde Kirchzarten Örtliche Straßenverkehrsbehörde 

B.25 Gemeinde Kirchzarten FB 5 Tiefbau 

B.26 Gemeinde Buchenbach 

B.27 Gemeinde Stegen 

 

C PRIVATE STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENTLICHKEIT 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind nicht eingegangen. 


